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70 Prozent Zustimmung für die Überbauung des alten Werkhofs
Reinach. Die Stimmberechtigten sagen klar Ja zum Quartierplan und zur notwendigen Sanierung des Baugrunds

georg schmidt

Das Referendumskomitee hat be-
reits vorsorglich eine Abstimmungs-
beschwerde beim Regierungsrat in 
Liestal deponiert.

Der Reinacher Souverän folgt mit ei-
nem sehr deutlichen Votum dem Ge-
meinde- wie auch dem Einwohnerrat 
und stimmt dem Quartierplan zur Über-
bauung des alten Werkhofs und der zu-
vor nötigen Sanierung der dort schlum-
mernden Deponie klar zu. Die beiden 
Vorlagen hängen zusammen, weil die 
mutmasslich rund 17 Millionen Franken 
teure Sanierung über die Gelder finan-
ziert werden soll, die dank der neuen 
Wohnhäuser in die Kasse der Gemeinde 
fliessen.

In Zahlen: Zum Quartierplan sagten 
3734 Reinacherinnen und Reinacher 
Ja, 1550 sprachen sich dagegen aus. Die 
Sanierung wird noch klarer, nämlich 
von 3905 Stimmberechtigten befürwor-
tet; ihnen stehen 1380 Bürgerinnen und 
Bürger gegenüber, die Nein sagten. Die 
Stimmbeteiligung lag bei beiden Vorla-
gen knapp über 40 Prozent.

Gemeindepräsident Urs Hintermann 
spricht auf Anfrage von einem «tollen 
Ergebnis» und zeigt sich «überrascht 
über die Deutlichkeit der Zustimmung». 
Mit einem Ja-Anteil von rund 70 Pro-
zent stelle das Resultat einen «klaren 
Auftrag» für die Gemeinde dar, die Plä-
ne zügig zu verwirklichen.

Von einem «schönen Ergebnis» 
spricht auch Paul Meier vom Komitee, 
welches das Referendum ergriffen hatte 
und gegen 700 Unterschriften beibrin-
gen konnte: «Schliesslich hatten wir kei-
ne Partei hinter uns.» Dennoch macht er 
auch eine lange Liste an «Fehlinformati-
onen und Falschaussagen» seitens der 
Gemeinde respektive der Befürworter-
seite für das Ja zur Überbauung verant-
wortlich.

110 Wohnungen. Hintermann seiner-
seits bedauert, dass «kein wirklicher Ab-
stimmungskampf» stattgefunden habe 
und die Gegner der Werkhofpläne «nicht 
gezeigt haben, wie man es besser ma-
chen kann». Der Quartierplan sieht 110 

Wohnungen im Geviert zwischen Brugg-
strasse, In den Steinreben und Schal-
bergstrasse vor. Mit 70 Wohnungen, 
welche das Referendumskomitee ak-
zeptiert hätte, sei das rechnerische 
Gleichgewicht zwischen Sanierung und 
Überbauung nicht zu halten. Hinter-
mann hat auch immer wieder darauf 
hingewiesen, dass der Trend in der Be-
völkerung, mehr Wohnraum zu bean-
spruchen, den Bau neuer Wohnungen 
nötig mache, um Bevölkerungszahl und 
Steuersubstrat zu halten.

Trotz des eindeutigen Ausgangs der 
Abstimmung wird sich auch noch der 
Baselbieter Regierungsrat mit der Cau-
sa Werkhof beschäftigen müssen: Das 
Referendumskomitee hat sich bereits 
Mitte September mit einer Beschwerde 
nach Liestal gewandt, wie Meier sagt – 
Inhalt des eingeschriebenen Briefs: Die 
Regierung solle abklären, ob das Stimm
ergebnis angesichts «irreführender Aus-
gaben in der offiziellen Abstimmungs-
zeitung» überhaupt erwahrt werden 
könne.

Eine klare Mehrheit will den Mauerfall
Binningen. 60 Prozent Ja-Stimmen für die Initiative, die einen frontalen Zugang zum Schloss verlangt

georg schmidt

Die Unzufriedenheit mit der  
Mauer vor dem Binninger 
Schloss lässt sich seit ges-
tern in Zahlen fassen: Knapp 
2900 Stimmberechtigte wol-
len eine andere Lösung, 
1900 Bürger sprachen sich 
für den Status quo aus.

Ein Aufschrei war zu hören, 
kaum dass die Binninger 
Schlossmauer im Rahmen ei-
ner «öffentlichen Baustellen-
begehung» im Januar 2008 
erstmals zu besichtigen war – 
er war auch am gestrigen Ab-
stimmungssonntag wieder zu 
vernehmen: 2887 Stimmbe-
rechtigte unterstützen die Ini-
tiative, welche einen «histo-
risch und architektonisch ge-
rechten Eingang zum Schloss 
Binningen von vorne» verlangt. 
Das entspricht einem Ja-Anteil 
von 60,5 Prozent. 1879 Ein-
wohnerinnen und Einwohner 
(39,4 Prozent) wollten das 
Binninger Schloss so belassen, 
wie es sich heute präsentiert.

Die «Schandmauer» soll 
also fallen, der seitliche Auf-
gang, wie er heute besteht, soll 
durch eine frontale Treppe er-
gänzt und die Mauer vor der 
Eingangspartie durch ein filig-
ranes Metallgeländer ersetzt 
werden. Damit soll die freie 
Sicht auf die Schlossfront wie-
derhergestellt werden, die 
heute durch die Mauer be-
schnitten ist.

einladend. «Der Aufgang zum 
Schloss und dessen ganzer 
Charakter sollen wieder einla-
dend werden», umschreibt Ro-
ger Moll, Präsident des Initia-
tivkomitees, das Ziel des Volks-
begehrens. «Ein Wahnsinn», 
kommentiert er das Ergebnis. 
«Ich habe mit einem knappe-
ren Ausgang gerechnet», so der 
freisinnige Einwohnerrat. Moll 
hatte bereits im März 2008 
eine Petition lanciert, welche 
Abhilfe verlangt hatte. Nach-
dem er und seine Mitstreiter 
auf diesem Weg aber nicht zum 
Erfolg kamen, weil der Ge-
meinderat nicht mitspielte, 
wurde die Initiative lanciert. 
Seit gestern hat sie den Cha-
rakter eines Volksverdikts.

Auch Gemeindepäsident 
Charles Simon spricht von ei-
nem «klaren Auftrag des Volks» 
und erwähnt die hohe Stimm-
beteiligung von 48,6 Prozent, 
welche das grosse Interesse der 
Bevölkerung am Thema doku-
mentiert. Er habe das Ja «nicht 

in dieser Stärke erwartet», sagt 
Simon. Und weiter: «Der Ge-
meinderat wird jetzt ein mach-
bares Projekt ausarbeiten und 
dem Einwohnerrat vorlegen.» 
Simon spricht aber von «hohen 
Hürden», welche der Umbau 
zu gewärtigen habe, nament-
lich, was die denkmalpflegeri-
schen Aspekte angehe.

«Wir haben eine Schlacht, 
aber noch nicht den Krieg ge-
wonnen», sagt Abstimmungs-
sieger Moll zur Situation, wie 
sie sich seit gestern präsentiert. 
Verzögerungs- oder Verhinde-
rungsmanöver wolle man nicht 
dulden, warnt Moll. Historisch 
sei ein frontaler Aufgang rich-
tig – aber man werde natürlich 
mit den involvierten Behörden 
zusammensitzen.

verträglich. Zu Wort gemel-
det hat sich auch die Gruppe 
Pro Schlosspark. Es sei «sehr 
positiv», dass das Binninger 
Schloss eine solch enorme Auf-
merksamkeit querbeet durch 
alle Schichten erhalten habe. 
Allerdings dürfte es «schwierig 
sein, das Anliegen der Initiati-
ve und den Willen der Mehr-
heit umzusetzen und gleich-
zeitig eine ‹schlossverträgliche› 
Lösung zu finden». Das heisst: 
Eine «Hollywood-Treppe» kön-
ne nicht die Lösung sein, sagt 
Willi Rehmann-Rothenbach zu 
diesen Zweifeln.

Dass ein Ja zur Initiative re-
sultieren dürfte, hatte sich ab-
gezeichnet. Das Tüpfelchen auf 
dem i könnte die Zusicherung 
des Architekten und Mäzens 
Matthias Eckenstein gewesen 
sein, der sich bereit erklärt hat-
te, alle Kosten über 75 000 
Franken zu übernehmen – Um-
gebungsarbeiten ausgenom-
men. Damit nahm er dem Streit 
über die Frage, ob 100 000 
Franken für die neue Treppe 
reichen, die Spitze. Gemeinde-
präsident Simon bleibt aber 
skeptisch: «Ich habe nichts 
Schriftliches von Herrn Ecken-
stein.» Er macht auch auf bau-
liche Änderungen aufmerk-
sam, welche die neue Treppe 
nach sich ziehen wird. 

endgültig. Wann der Schloss-
park seine endgültige Form fin-
det, bleibt damit offen. Die Er-
öffnung des Schlossparks war 
einst für das 1000-Jahre-Jubi-
läum der Gemeinde Binningen 
geplant – aber das ist auch 
schon wieder sechs Jahre her.

Das war erst der Befreiungsschlag
georg schmidt

kommentar

Es wird Zeit, dass endlich 
Ruhe einkehren kann im 
und ums Binninger 
Schloss. So weit ist es aber 
noch lange nicht: So klar 
die Initiative jetzt auch 

angenommen wurde – es drohen doch 
Streitigkeiten, wenn es darum geht, sie 
umzusetzen. Am Schluss könnte ein 
Scherbenhaufen resultieren – oder eine 
Posse ohne Ende. Das darf nicht sein. 

Gefordert ist zuerst der Gemeinderat.  
Er stellte sich bisher den Änderungs-
wünschen gegenüber taub – jetzt muss 
er über seinen Schatten springen und 
einen Neustart wagen. Sonst wird er 
sich in seinen Vorbehalten verheddern. 
Gefordert sind aber auch die Initianten. 
Sie müssen Geduld aufbringen, damit 
am Schluss keine Verschlimmbesse-
rung das Schloss verunziert. Und  
das heisst: Die neue Schlosstreppe 

muss sich einigermassen diskret ans 
historische Bauwerk anfügen und ihm 
zu einem guten Auftritt verhelfen – 
oder sich formal klar von der histori-
schen Architektur absetzen und sich 
deutlich als Ergänzung aus dem 
21. Jahrhundert ausweisen. Das  
wird nicht einfach werden: Die Initia-
tive war ein Befreiungsschlag, jetzt 
steht viel Feinarbeit an. 
georg.schmidt@baz.ch

Ende des eingeschränkten Blicks. Die freie Sicht auf die Schlossfront soll wieder hergestellt werden.  Foto Henri Muchenberger

Wohnen statt werken. Das Projekt Wohnungsbau auf dem Areal des alten Werk-
hofs (links im Bild, Computervisualisierung) fand Zuspruch.
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